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VII ZR 282/75 URTEIL Verkündet am
27. Oktober 1977 
Werner,
Justizamtsinspektor
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

persönlich haftenden 
ebenda,

erk
vertreten^ 

'er Erich
*ch den

Beklagten, Berufungsbeklagten 
und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr

gegen

die Firma A f l H I »  Genossenschaft der 4 B H H I  Taxi-Unter­
nehmer eGmbH, vertreten durch den geschäftsführenden Vorstand 
Josef E f l H H M s t r a ß e  w.

Klägerin, Berufungsklägerin 
und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr



Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 27. Oktober 1977 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Vogt sowie die Richter Dr. Girisch, 
Dr. Recken, Doerry und Obenhaus

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das 
Urteil des 9. Zivilsenats des Oberlandes­
gerichts in München vom 6. Mai 1975 auf­
gehoben, soweit zum Nachteil der Beklagten 
erkannt worden ist.

In diesem Umfang wird die Sache zur neuen 
Verhandlung und Entscheidung, auchüber 
die Kosten der Revision, an das Berufungs­
gericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen 

Tatbestand:

Mit Bauvertrag vom 21. Juli 1965 übernahm die Beklagte 
die Ausführung von Industriefußböden im Neubau der von der 
Klägerin betriebenen Taxizentrale. Die Geltung der VOB/B 
wurde vereinbart. Zu den Leistungen der Beklagten gehörte 
der Estrich des Hofes über der Tiefgarage; diese Arbeiten 
wurden im November 1965 abgeschlossen. Seitdem benutzt die 
Klägerin die Anlage. Ende Februar 1966 ging ihr die Schluß­
rechnung der Beklagten zu.



Mit Schreiben vom 30. Juni 1966 rügte der Architekt 
der Klägerin erstmals schriftlich die Ausführung des Hof­
estrichs. Im Oktober/November 1966 sowie im November/
Dezember 1968 besserte die Beklagte zur Abdichtung des 
Estrichs nach. Ob auch in den Jahren 1967, 1970 und 1971 
Nachbesserungen von der Beklagten vorgenommen wurden, ist 
streitig. Auf Antrag der Klägerin vom 29. September 1972, 
eingegangen am 2. Oktober 1972 ordnete das Amtsgericht 
München die Beweissicherung an. Nachdem der Sachverständige 
HöflHBbein Gutachten vom 22. März 1973 erstattet hatte, 
erhob die Klägerin am 30. Mai 1973 die am 14. Juni 1973 
zugestellte Klage.

Die Klägerin hat die Feststellung begehrt, daß die 
Beklagte verpflichtet sei, ihr den bislang entstandenen und 
noch entstehenden Schaden aus schuldhafter Verletzung des 
Bauvertrages zu ersetzen. Außerdem hat sie einen Vorschuß 
von 22.000 DM auf die voraussichtlichen Sanierungskosten 
verlangt. Die Beklagte hat bestritten, für die Undichtigkeit 
des Hofestrichs verantwortlich zu sein, und die Einrede der 
Verjährung erhoben.

Das Landgericht hat die Klage wegen Verjährung abgewiesen. 
Das Oberlandesgericht hat, unter Zurückweisung der Berufung 
im übrigen, die Beklagte zur Zahlung eines Vorschusses von 
22.000 DM für die Sanierung des Hofestrichs verurteilt und 
festgestellt, daß die Beklagte verpflichtet sei, der Klägerin 
die Sanierungskosten zu erstatten.

Mit der Revision, deren Zurückweisung die Klägerin bean­
tragt, erstrebt die Beklagte die volle Abweisung der Klage.
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Entscheidungsgründe:

Das Berufungsgericht erachtet den Gewährleistungsan­
spruch der Klägerin aus § 13 Nr, 5 VOB/B (1952) nicht als 
verjährt.

Die Leistung der Beklagten gelte gemäß § 12 Nr. 5 VOB/B 
als spätestens Mitte März 1966 abgenommen. Mit Schreiben vom 
30. Juni 1966 habe der Architekt der Klägerin die Wasser­
durchlässigkeit des Hofestrichs deutlich gerügt und Abhilfe 
gefordert. Mit umfangreichen und auch kostspieligen Nach­
besserungsarbeiten im Oktober und November 1966 habe die 
Beklagte ihre Gewährleistungspflicht gemäß § 208 BGB aner­
kannt, so daß die zweijährige Gewährleistungsfrist neu zu 
Laufen begonnen habe. Durch Nachbesserungen im November und 
Dezember 1968 sowie in den Jahren 1970 und 1971 sei die Ver­
jährung erneut unterbrochen worden. Schließlich habe dann 
ler Beweissicherungsantrag am 2. Oktober 1972 die Verjährung 
mterbrochen. Bei Klageerhebung sei daher die Verjährung 
Loch nicht eingetreten gewesen.

Gegen diese Rechtsansicht des Berufungsgerichts wendet 
ich die Revision mit Erfolg.

I.
1. Das Berufungsgericht geht allerdings zu Recht davon 

as - ohne dies ausdrücklich zu sagen -, daß die Verjährung 
5S Gewährleistungsanspruchs der Klägerin durch deren Schrei­
en vom 30. Juni 1966 gemäß § 13 Nr. 5 Abs. 1 VOB/B (1952) 
*neut in Gang gesetzt wurde.



Die tatrichterliche Feststellung, das Schreiben sei 
in bezug auf den gerügten Mangel genügend bestimmt und 
für die Beklagte verständlich, ist aus Rechtsgründen 
nicht zu beanstanden. Die vom Senat an den Inhalt eines 
solchen Aufforderungsschreibens gestellten Anforderungen 
(BGH2 62, 293» 295) sind ersichtlich beachtet worden.

Im übrigen läßt die Beklagte bei ihren Angriffen gegen 
die Wertung des Tatrichters außer acht, daß - wäre ihr zu 
folgen - die Verjährung dann jedenfalls durch das noch deut­
lichere Schreiben des Architekten der Klägerin vom 21• Sep­
tember 1966 neu in Gang gesetzt worden wäre.

2. Die Revision irrt auch, wenn sie meint, die durch 
ein Aufforderungsschreiben gemäß § 13 Nr. 5 Abs. 1 VOB/B 
(1952) unterbrochene Verjährung könne nicht noch einmal 
durch ein Anerkenntnis gemäß § 208 BGB unterbrochen werden. 
Die Verjährung kann zwar nur einmal durch ein Aufforderungs­
schreiben erneut in Gang gesetzt werden (BGHZ 66, 142, 144 
mit weiteren Nachweisen). Das schließt aber Unterbrechungen 
gemäß §§ 208 bis 210; §§ 639 Abs. 1, 477 Abs. 2 BGB nicht 
aus, wie auch umgekehrt eine durch Anerkenntnis unterbro­
chene Verjährung durch ein Aufforderungsschreiben neu in 
Gang gesetzt werden kann (Senatsurteil vom 29. Oktober 1956 
- VII ZR 6/36 * LM VOB/B § 13 Nr. 1).

3. Das Berufvingsgericht ist der Auffassung, die Gewähr­
leistungsfrist sei durch Nachbesserungsarbeiten im Oktober 
und November 1966, die wegen ihres Umfangs und ihrer Kosten 
als Anerkenntnis zu werten seien, gemäß § 208 BGB unter­
brochen worden. Diese tatrichterliche Würdigung läßt Rechts­
fehler nicht erkennen und bindet das Revisionsgericht.



-  6 -

/

Das Berufungsgericht geht somit zutreffend davon aus, 
daß die zweijährige Gewährleistungsfrist am 30. November 1968 
ablief, falls sie nicht erneut unterbrochen oder durch Hemmung 
verlängert wurde.

II.

1. Das Berufungsgericht wertet die unstreitigen Nach­
besserungen im November und Dezember 1968 als weiteres Aner­
kenntnis. Das entbehrt hinreichender Begründung. Nicht Jede 
auf Verlangen des Bestellers vorgenommene Nachbesserung 
bedeutet zugleich ein Anerkenntnis, das die Verjährung unter­
bricht. Andernfalls wäre § 639 Abs. 2 BGB überhaupt entbehr­
lich. Nach dieser Vorschrift wird durch Prüfung oder Besei­
tigung eines Werkmangels die Verjährung nicht unterbrochen, 
sondern nur so lange gehemmt, bis der Unternehmer dem Bestel­
ler das Ergebnis der Prüfung oder die Beseitigung des Mangels 
mitteilt oder aber weitere Nachbesserung verweigert. Diese 
Bestimmung trägt der dem Werkvertragsrecht eigenen Berech­
tigung und Verpflichtung des Unternehmers zur Mängelbeseiti­
gung Rechnung (vgl. BGHZ 66, 367, 369).

Das bloße Ausbessern von Rissen und Fugen im Hofestrich 
kann dicht ohne weiteres als Anerkenntnis der Gewährleistungs­
pflicht gewertet werden.

Das gilt umso mehr, als es bisher an Feststellungen über 
Umfang und Kosten dieser Nachbesserungen fehlt und als die 
Beklagte behauptet hatte, die Nachbesserungen 1968 seien 
nur "aus Kulanz" erfolgt (S. 9 Zeilen 4 - 5 BU in der Fas­
sung der Ziffer 4 des Berichtigungsbeschlusses).
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Sollte den Umständen nach die Verjährung nicht 
unterbrochen, sondern nur gemäß § 639 Abs. 2 BGB in die­
sem Zeitraum gehemmt gewesen sein, so wäre sie spätestens 
am 1. Februar 1969 eingetreten.

2. Nachbesserungen in den Jahren 1970 und 1971 sieht 
das Berufungsgericht in den Entscheidungsgründen (S. 12) 
als unstreitig an. Das widerspricht aber dem berichtigten 
Tatbestand des Berufungsurteils (vgl. Ziffern 1 - 3  des 
Berichtigungsbeschlusses). Nachbesserungen in diesen Jahren 
sind danach streitig. Die vom Berufungsgericht angenommene 
Verlängerung des Laufs der Verjährungsfrist bis zur Einlei­
tung des Beweissicherungsverfahrens wird durch seine bis­
herigen Feststellungen nicht gedeckt.

3. Das angefochtene Urteil kann daher keinen Bestand 
haben. Die Sache ist zur neuen Verhandlung und Entscheidung 
an das Berufungsgericht zurückzuverweisen. Dieses muß nun 
zu klären versuchen, ob die Verjährung in der ganzen Zeit 
jeweils rechtzeitig durch Anerkenntnis unterbrochen worden 
ist, wie dies die Klägerin in der Berufungsbegründung
(GA 82 - 85) substantiiert und mit Beweisantritten vorge­
tragen hat. Ferner kann es von Bedeutung sein, ob die
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Beklagte weitere Nachbesserungen vorgenommen hat und 
wie lange dadurch die Verjährung gehemmt war.

Vogt Girisch Recken

Doerry Obenhaus
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